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1 Öffentlichkeit 1 
 
Anlagen: 
Unterschriftenliste 
19 Unterzeichnende 
 
 
10.05.2025 

1.1 Am 29. April 2024 haben wir mit insgesamt 20 Bewohnern 
der Baseler Bauernschaft unseren Unmut und unsere Ein-
wände gegenüber der Änderung des Flächennutzungs-
plans zur Errichtung der geplanten Windkraftanlagen „Am 
Eichelgarten" in Wadersloh kundgetan und dies dem Ge-
meinderat mit entsprechender Unterschriftenliste schriftlich 
mitgeteilt. 
 
 
In der Frühzeitigen Beteiligung wurde vorgebracht: 
 

Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Keine Abwägung erforderlich.  

Beschlussvorschläge siehe 
nachfolgende lfd. Nr.n. 
Kursiv gesetzt sind die Be-
schlussvorschläge aus der 
Frühzeitige Beteiligung. 

 Öffentlichkeit 5 

 

30.04.2024 

 

20 Unterzeichnende 

 

 Als direkte Anwohner und Betroffene legen wir hiermit ge-
gen die Änderung des Flächennutzungsplanes „Windrä-
der im Eichelgarten“ ausdrücklich Widerspruch ein.  
Begründung: 

Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Zu den einzelnen vorgebrachten Bedenken und Anregungen 
siehe nachfolgende Abwägungen. 

Siehe nachfolgende Be-
schlussvorschläge. 

   Die Vorgaben des Landes für den Ausbau von Windener-
gie werden durch den Regionalplan mehr als erfüllt. Bis 
zu dessen Inkrafttreten 2025 ist es wenig sinnvoll, die 
einzigartigen Landschaften und die Biodiversität durch 
den Bau von Windanlagen bereits vor Inkrafttreten des 
Regionalplans zu zerstören. Aus unserer Sicht wäre es 
daher logisch, mindestens zunächst das Inkrafttreten des 
Regionalplans abzuwarten. 
 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Es ist sicherlich richtig, das mit der nun für den Regionalplan 
„Münsterland“ vorgesehenen Kulisse die Vorgaben des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes (WindBG) voraussicht-
lich erfüllt werden können. Diese Kulisse ist eine Größe im 
Sinne einer „Mindestdarstellung“ von Windenergiebereichen 
für die Energiewende und Transformation der Energieerzeu-
gung (in NRW und Deutschland). Dieses bedeutet nicht, 
dass eine Kommune nicht weitere Flächen für Windenergie 
ausweisen und planen kann, wenn sie es möchte.  
  

Den Bedenken wird nicht ge-
folgt. Keine Änderung der Pla-
nung.  
 

   Weiterhin sieht das Bundes-Naturschutzgesetz neben 
dem Schutz von Natur und Landschaft auch vor, den Er-
holungswert zu schützen. Aus eben diesem Grunde han-
delt es sich hier um ein Landschaftsschutzgebiet. Dies 
sollte nicht für die finanziellen Interessen von wenigen In-
vestoren geopfert werden.  

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Mit der nun aufgezeigten Planung für zwei Anlagen und ei-
ner möglichen. geplanten ausgewogenen räumlichen 
Steuerung der Verteilung von Anlagen im Gemeindegebiet 
ist ein weiterer Zubau von Anlagen im Raum Diestedde 
nicht geplant.  

Den Bedenken wird nicht ge-
folgt. Keine Änderung der Pla-
nung.  
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 Dabei können auch Räume von Windkraftanlagen freigehal-
ten, die aus touristischen Gründen nicht mit oder weiter ver-
dichtet mit WEA bebaut werden sollen.  
Das sich das Münsterland aufgrund der überall relativ ebe-
nen Topographie ubiquitär für die Windenergienutzung eig-
net, ist eine Differenzierung und räumliche Steuerung aus 
anderen planerischen Gründen sinnvoll. Hierbei ist zu beach-
ten, das nicht abschließend wissenschaftlich belegt ist, dass 
die Errichtung von Windkraftanlagen ganz generell dem Tou-
rismus und der touristischen Nutzung eines Raumes entge-
genstehen. 
Das in Rede stehende Landschaftsschutzgebiet hat im Land-
schaftsplan – Entwicklungskarte – das Ziel 1 - Erhaltung ei-
ner mit naturnahen Lebensräumen oder sonstigen natürli-
chen Landschaftselementen reich oder vielfältig ausgestatte-
ten Landschaft im Entwicklungsraum 1.3 - Höhenrücken in 
Basel. Dieser Raum erstreckt sich vor allem westlich und 
nördlich des Änderungsbereiches des Flächennutzungspla-
nes. Mit der Sonderbauflächendarstellung und Zweckbin-
dung für die Errichtung von Windkraftanlagen sind möglichen 
Auswirkungen eingegrenzt und auf das Landschaftsschutz-
gebiet zu prüfen. Diese werden im Umweltbericht und weiter-
gehend im konkreten immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migungsverfahren zu den Anlagen und dem zugehörigen 
landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP) behandelt. Bei 
letzterem werden auch Maßnahmen zum Ausgleich der Wir-
kungen der Errichtung der WEA bestimmt.  
 

   Vielmehr wäre es sinnvoll, dies als (verbleibendes) Refu-
gium für die heimischen Raubvogelarten zu erhalten. All-
jährlich beobachten wir hier überdurchschnittlich viele 
dieser Vögel (unter anderem auch den Rotmilan) bei der 
Jagd. Im naheliegenden Waldgebiet 'Pagenstall' leben 
Uhu und Fledermäuse. Für uns als Anwohner ist es da-
her völlig unverständlich, wie ein solches Gebiet ein posi-
tives Gutachten zum Bau von Windrädern erbringen 
kann. 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Die artenschutzrechtlichen Untersuchungen zu dem immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren zeigen keine 
unlösbaren Konflikte mit relevanten Arten bzw. Minderungs- 
und Vermeidungsmaßnahmen auf. Damit ist die Errichtungs-
möglichkeit von Windkraftanlagen in dem Bereich grundsätz-
lich möglich. 

Den Bedenken wird nicht ge-
folgt. Keine Änderung der Pla-
nung.  
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   Auch ist es nicht nachvollziehbar, dass für den Umbau ei-
nes Einfamilienhauses an der Baseler Straße als Aus-
gleichsmaßnahmen rund 30 Nistkästen für Fledermäuse, 
Feldsperling und Rauchschwalben verpflichtend erforder-
lich waren, für den Bau von zwei Windrädern (welche 
diese Arten verdrängen) aber einfach eine Umwidmung 
vorgenommen wird. Umwelt- und Naturschutz sollte für 
alle gleich gelten. 
 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Die artenschutzrechtlichen Untersuchungen zu dem immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren zeigen keine 
unlösbaren Konflikte mit relevanten Arten bzw. Minderungs- 
und Vermeidungsmaßnahmen auf. Auch ist die Eingriff- und 
Ausgleichsbetrachtung für den Bau eines Haues und einer 
Windenergieanlage unterschiedlich verankert, hier das Bau-
recht und dort das immissionsschutzrechtliche Genehmi-
gungsverfahren. Darüber hinaus ist u. a. über § 2 des „Ge-
setz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-
Energien-Gesetz - EEG 2023) die „Besondere Bedeutung 
der erneuerbaren Energien“ zu beachten. In § 2 wird formu-
liert:  
„Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den da-
zugehörigen Nebenanlagen liegen im überragenden öffentli-
chen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Bis die 
Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgas-
neutral ist, sollen die erneuerbaren Energien als vorrangiger 
Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwä-
gungen eingebracht werden.“ 
 

Den Bedenken wird nicht ge-
folgt. Keine Änderung der Pla-
nung.  
 

   Je nach Windrichtung und Sonnenstand ist die Bauern-
schaft bereits jetzt durch Schall und Schattenwurf der bei-
den Windenergieanlagen „Schmiesbach“, welche 2017 
errichtet wurden, betroffen. Dies wurde bislang geduldet, 
was deutlich zeigt, dass Windenergie als solches hier 
nicht grundsätzlich abgelehnt wird. Zwei weitere Anlagen 
in derart nahen Standorten werden wir allerdings nicht 
mehr hinnehmen. Hierzu muss man noch sagen, dass die 
Anlagen nicht in größtmöglicher Entfernung zu den 
Wohnhäusern, sondern offensichtlich mit Blick auf ge-
ringe Kosten - im Mindestabstand zur Wohnbebauung er-
richtet werden sollen, obwohl größere Abstände möglich 
wären. 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Im nachgelagerten immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren für die Analgen wird die Einhaltung der rele-
vanten Richt- und Grenzwerte des Lärms/hörbaren Schalls 
wie auch des Schattenwurfes gutachterlich untersucht und 
sichergestellt. In diesen Betrachtungen werden die Vorbelas-
tungen des Raumes mitberücksichtigt. 

Den Bedenken wird nicht ge-
folgt. Keine Änderung der Pla-
nung.  
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   Alle Übrigen Bedenken von uns Anwohnern (z. B. Grund-
wasserkontamination durch Glasfaserabrieb, Infraschall 
aufgrund des sehr geringen Abstands zur Wohnbebau-
ung, Eiswurf im Winter pp.) würden hier den Rahmen 
sprengen. 
 

Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Zu den nicht weiter spezifizierten Bedenken ist anzumerken: 
Grundwasserkontamination durch Glasfaserabrieb 
Nach mehreren Quellen (u. a. Wissenschaftlicher Dienst des 
Bundestages 2020; Ministerium für Wissenschaft, Energie, 
Klimaschutz und Umwelt des Landes Sachsen-Anhalt,  
https://mwu.sachsen-anhalt.de/energie/erneuerbare-ener-
gien/windenergie/faktencheck#c389711 am 07.05.2024) ist 
der Materialabrieb von einem geringeren Umfang im Ver-
gleich zu anderen Kunststoffabrieben und kann durch Be-
schichtung der Rotorflügel vermindert oder vermieden wer-
den.  
Infraschall 
Nach aktuellem Wissensstand ergeben sich bei Einhaltung 
der immissionsschutzrechtlichen Abstände des hörbaren 
Schalls zwischen Wohnnutzungen und Windenergieanlagen 
keine gesundheitlichen Auswirkungen durch Infraschall. Dies 
bestätigen mehrere Gutachten.  
Eiswurf ist durch Abschaltregelungen oder technische Vor-
kehrungen an den Anlagen vermeidbar.  
 

Den Bedenken wird nicht ge-
folgt. Keine Änderung der Pla-
nung. 

   Mit unserer Unterschrift dokumentieren wir unseren aus-
drücklichen Widerspruch gegen die Änderung des Flächen-
nutzungsplans. Des Weiteren beantragen wir, schriftlich de-
tailliert über den derzeitigen Planungsstand in Kenntnis ge-
setzt zu werden. Aus den veröffentlichten Plänen gehen 
keine genauen Standorte, Höhen und Abstände hervor. 

Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Die Einwender werden über das Ergebnis der Abwägung in-
formiert. Im Rahmen der weiteren Planung können sie sich 
erneut beteiligen. 
Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Aufgrund der Plandarstellung, die sich deutlich an möglichen 
Anlagen und Standorten orientiert und diese aufnimmt und 
der Planung als Rotor-In-Flächen sind Standorte und Ab-
stände zu bestimmen (Siehe auch Layout der Planung in der 
Begründung Kap. 6). 
 

Den Bedenken wird nicht ge-
folgt. Keine Änderung der Pla-
nung.  
 

https://mwu.sachsen-anhalt.de/energie/erneuerbare-energien/windenergie/faktencheck#c389711
https://mwu.sachsen-anhalt.de/energie/erneuerbare-energien/windenergie/faktencheck#c389711
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  1.2 Die Sorgen der Anwohner gehen hierbei in Richtung unmit-
telbare Nähe / Mindestabstände. Es sollen Windräder mit 
etwa 250 Metern Höhe in einem Abstand unter 400 Metern 
auf der Südseite zur Wohnbebauung errichtet werden. 
 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Der Abstand des § 249 Abs. 10 Baugesetzbuch (BauGB) be-
züglich einer optischen Bedrängung von der zweifachen Ge-
samthöhe (GH) zwischen Mast der WEA und Wohngebäude 
wird vorhabenseitig umgesetzt. Es hierbei darauf hinzuwei-
sen, dass in der nördlichen Teilfläche eine Anlage von 160 m 
GH zur Genehmigung beantragt ist, somit ein Abstand von 
unter 400 m dem vorstehenden Aspekt der optischen Be-
drängung nicht widerspricht. 
.  

Den Bedenken wird nicht 
gefolgt. Keine Änderung der 
Planung.  
 

  1.3 Noch immer können wir der Tagespresse entnehmen, dass 
wir als Anwohner den Windrädern positiv gegenüberstehen. 
Dies ist nicht richtig und sollte zukünftig als Pressemeldung 
so unterbleiben. 
 

Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Dieser Belang betrifft Aspekte außerhalb des Änderungsver-
fahrens zum Flächennutzungsplan.   

Kein Beschluss erforderlich 

  1.4 Der Gemeinderat hat sich nicht bewogen gefühlt, sich den 
Sorgen und Befürchtungen seiner Gemeindemitglieder in 
einem klärenden Gespräch zu stellen. Stattdessen wurde in 
dekadenter Anonymität über unsere Köpfe hinweg entschie-
den. Somit kann der Rat hierhingehend auch keine Akzep-
tanz erwarten. 
Wir als Anwohner wurden an der Planung der Windkraftan-
lagen zu keiner Zeit beteiligt. Wir wurden lediglich im Nach-
hinein über die Beschlüsse informiert. Ein Kompromiss mit 
den Anwohnern ist hier niemals gesucht worden. 
 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Die Beteiligung in der 32.Änderung des Flächennutzungspla-
nes folgt einem gesetzlich normierten Verfahren nach Bau-
gesetzbuch (BauGB). Die von der Öffentlichkeit vorgetrage-
nen Bedenken, Anregungen und Hinweise werden vor den 
entsprechenden Beschlüssen in den zuständigen kommu-
nalpolitischen Gremien offen und transparent vorgetragen 
bzw. ausgelegt.  

Den Bedenken wird nicht 
gefolgt. Keine Änderung der 
Planung.  
 

  1.4 Um das vorab klarzustellen: Wir sind nicht generell gegen 
Windräder. Auf der Südseite der Bauernschaft stehen be-
reits zwei Windräder in ca. 1000 m Entfernung. Bereits jetzt 
sind wir hier von Schall und Schattenschlag (allerdings in 
geringem Maße) betroffen. Auf der Nordseite werden - z.T. 
im Mindestabstand - drei neue Räder errichtet. Hier befürch-
ten wir nur wenig Schall und keinen Schattenschlag (weil 
Nordseite). Wir sind jedoch nicht bereit, zwei weitere Wind-
räder im Mindestabstand auf der Südseite hinzunehmen. 
Hier wären Schall und Schattenschlag aufgrund der Nähe, 
Position und vorherrschenden Windrichtungen 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Die vorgetragenen Befürchtungen sind vor dem Hintergrund 
der Einhaltung der einschlägigen Grenz-, Richt- und Orien-
tierungswerte im späteren Genehmigungsverfahren für Anla-
gen im Änderungsbereich nicht zu erkennen. 
Bezüglich der optischen Bedrängung ist unter Einhaltung des 
Abstands nach § 249 Abs. 10 BauGB ein unzulässiger Ab-
stand des Änderungsbereiches zum Wohnen nicht erkenn-
bar.   
Auch bezüglich des hörbaren Schalls ist zu erwarten, dass 
im späteren Genehmigungsverfahren für Anlagen im 

Den Bedenken wird nicht 
gefolgt. Keine Änderung der 
Planung.  
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unvermeidbar. Aufgrund der Größe der Anlagen, deren 
Höhe und Nähe zu Wohnhäusern wäre hier auch auf Infra-
schall und Glasfaserabrieb zu prüfen. 
 

Änderungsbereich die Einhaltung von Richtwerten der TA 
Lärm sichergestellt ist. Hierbei werden in der anlagenbezo-
genen Begutachtung die Vorbelastungen durch vorhandene 
sowie kumulierende Wirkungen durch konkret geplante An-
lagen berücksichtigt.   
Bezüglich des Infraschalls ist durch Untersuchungen in den 
letzten Jahren (u. a. der Landesanstalt für Umwelt Baden-
Württemberg) ermittelt worden, dass ein über den Schutzab-
stand des hörbaren Schalls hinausgehender Abstand auf-
grund des Infraschalls nicht begründet ist.  
Zum Schattenschlag formulieren die „Hinweise zur Ermitt-
lung und Beurteilung der optischen Immissionen von Wind-
kraftanlagen Aktualisierung 2019 (WKA-Schattenwurfhin-
weise)“ der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissions-
schutz (LAI):  
„Eine erhebliche Belästigung durch periodischen Schatten-
wurf liegt dann nicht vor, wenn sowohl die Immissionsricht-
werte für die tägliche als auch die jährliche Beschattungs-
dauer durch alle auf den maßgeblichen Immissionsort ein-
wirkenden Windenergieanlagen unterschritten werden. […] 
Bei der Genehmigung von Windenergieanlagen ist sicherzu-
stellen, dass der Immissionsrichtwert für die astronomisch 
maximal mögliche Beschattungsdauer von 30 Stunden pro 
Kalenderjahr nicht überschritten wird.  
Bei Einsatz einer Abschaltautomatik, die keine meteorologi-
schen Parameter berücksichtigt, ist durch diese auf die ast-
ronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer von 30 
Stunden pro Kalenderjahr zu begrenzen. Wird eine Abschalt-
automatik eingesetzt, die meteorologische Parameter be-
rücksichtigt (z. B. Intensität des Sonnenlichtes), ist auf die 
tatsächliche Beschattungsdauer von 8 Stunden zu begren-
zen. […] 
Der Immissionsrichtwert für die tägliche Beschattungsdauer 
beträgt 30 Minuten. In der Laborstudie der Universität Kiel [9] 
wurde festgestellt, dass bereits eine einmalige Einwirkung 
des Schattenwurfs von 60 Minuten zu Stressreaktionen füh-
ren kann. Aus Vorsorgegründen wird daher die tägliche 
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Beschattungsdauer auf 30 Minuten begrenzt. Dieser Wert gilt 
bei geplanten Anlagen für die astronomisch maximal mögli-
che Beschattungsdauer, bei bestehenden Anlagen für die 
tatsächliche Schattendauer. Bei Überschreitung dieses 
Richtwertes an mindestens drei Tagen ist durch geeignete 
Maßnahmen die Begrenzung der täglichen Beschattungs-
dauer auf 30 Minuten zu gewährleisten.“ 
Auch bezüglich des Schattenschlages werden in der anla-
genbezogenen Begutachtung die Vorbelastungen durch vor-
handene sowie kumulierende Wirkungen durch konkret ge-
plante Anlagen berücksichtigt.   
Den Bedenken bezüglich des Glasfaserabrieb der Rotorflü-
gel (Mikroplastik) kann nicht gefolgt werden.  
In Forschungen zu dem Thema durch das Fraunhofer-Institut 
für Windenergiesysteme (IWES) Bremerhaven, 2020 wird 
deutlich, dass der Abrieb, das Mikroplastik von Windkraftan-
lagen (hier aller in Deutschland errichteten Anlagen) gegen-
über anderen Quellen eher klein ausfällt. Auch sind der spe-
zifische Aufbau und Technik der Rotorblätter nicht vergleich-
bar mit anderen Quellen und Fasern von in die Umwelt ab-
gegeben Stoffen. So werden durch aufgetragene Anti-Erosi-
onslacke möglicher Abrieb oder Partikel von der Rotorober-
fläche in einem hohen Maße gebunden, da jede Erosion der 
Oberflächen den wirtschaftlichen Ertrag schmäler kann. Sol-
che Schutzlacke können erneuert werden und so die Lebens-
dauer von Rotoren verlängern. 
 

  1.5 Auch der Eiswurf in den Wintermonaten birgt Gefahren. 
Nicht nur für die Hauptstraße (K14), welche in etwa 200 Me-
tern Abstand vor dem Windrad verläuft, auch unsere Wei-
den sind betroffen. Hierauf wird in den Wintermonaten (bei 
hartem Boden) auch geritten / longiert. 
 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Bezüglich des Eiswurfes sind Schutz- und Vermeidungsmaß-
nahmen technischer Art oder Abschaltroutinen vorzusehen, 
die im nachgelagerten immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migungsverfahren für die Anlagen bestimmt und festgelegt 
werden. 

Den Bedenken wird nicht 
gefolgt. Keine Änderung der 
Planung.  
 

  1.6 Die jüngsten Vorfälle am 27. September 2024 im Nachbar-
ort Langenberg (Kreis Gütersloh) bestärken uns nochmals 
in unseren Zweifeln. Hier war der Flügel eines Windrades 
(ohne besondere Witterungslage oder Einwirkung von 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Für den späteren Betrieb einer Anlage in der Fläche ist im 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren ein 

Den Bedenken wird nicht 
gefolgt. Keine Änderung der 
Planung.  
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außen) abgebrochen. Die Reparatur dauerte bis März 2025. 
Die umliegenden Felder gelten als kontaminiert und dürfen 
nicht mehr bestellt werden. Die Ernte musste vernichtet 
werden. 
Bis heute streiten sich Betreiber und Versicherung um die 
Zuständigkeit beim Schadenersatz, d. h. die Landwirte / Ge-
schädigten sind bis heute nicht entschädigt.   
Sollte dies bei einem Windrad von 250 Metern Höhe in 400 
Meter Entfernung unserer Bauernschaft geschehen, ginge 
es allerdings um Wohnraum / Wohnhäuser — nicht um 
Ackerland. Müssten wir unsere Wohnungen dann bis zum 
Ausgang des Rechtsstreites über den Schadenersatz ver-
lassen? Oder müssen wir die Dekontamination vorfinanzie-
ren? 
Könnten die Häuser überhaupt wieder bezogen werden? 
Und wie sind im Unglücksfall die Auswirkungen auf Gesund-
heit, Natur und Umwelt? Auch ist der Bruch eines Flügels 
ein vergleichsweise kleiner Schaden. Was wäre im Falle ei-
nes Brandes? Auf nahezu allen Anwesen werden aufgrund 
von (Hobby-)Tierhaltung Heu und Stroh gelagert. Hier 
würde ein Funkenflug bei einem Brand in 200 Metern Höhe 
(welcher im Regelfall durch die Feuerwehr nicht gelöscht 
werden kann) verheerende Folgen haben. 
Da weder der Gemeinderat noch die Erbauer / Investoren 
den Mut gefunden haben, mit den betroffenen Anwohnern 
über diese Dinge zu sprechen, bleiben diese Fragen für uns 
unbeantwortet. Lokalpolitik in einem ländlichen Raum sollte 
anders aussehen. Ganz abgesehen davon hat man hier  
wertvolle Möglichkeiten vergeben, Zweifel zu zerstreuen 
und Ängste zu beseitigen. 
Es ist für uns nicht nachvollziehbar, warum der Gemeinde-
rat hier unbedingt ein Windgewinnungsgebiet in die unmit-
telbare Nähe unserer Bauernschaft setzen will. 
 

Brandschutz- und Havariekonzept vorzulegen. 
Für Windenergieanlagen (WEA) ist Vorgabe gem. Bauord-
nung NRW, das sie als große Sonderbauten (bauliche Anla-
gen über 30 m Höhe) gem. § 50 Abs. 2 Nr. 2 Bauordnung 
gelten. Somit ist u. a. ein Brandschutzkonzept bei der Ge-
nehmigungsbehörde vorzulegen. 
Windenergieanlagen müssen so beschaffen sein, dass der 
Entstehung eines Brandes der Anlage und der Brandweiter-
leitung auf die Umgebung (Gebäude, bauliche Anlagen und 
Wald) vorgebeugt wird. Dies wird in der Regel durch Wah-
rung von Abständen der Bauordnung erreicht. Soweit be-
sondere Standort- oder Risikofaktoren im Einzelfall erkenn-
bar sind, wie dies regelmäßig bei Anlagen im Wald oder in 
der Nähe des Waldes anzunehmen ist, sind neben den re-
gelmäßig zu beachtenden Anforderungen (z. B. Blitzschutz-
anlagen, Wartung und Instandhaltung) weitere geeignete 
Vorkehrungen zu treffen, wie beispielsweise 
a) soweit möglich Verwendung nichtbrennbarer Baustoffe, 
b) Brandfrüherkennung mit automatischer Abschaltung der 
Anlagen und vollständiger Trennung von der Stützenergie, 
c) Vorhaltung selbsttätiger Feuerlöschanlagen, 
Besondere Standort- oder Risikofaktoren sind bei Anlagen 
auf dem freien Feld regelmäßig nicht erkennbar. 
 

  1.8 Immerhin handelt es sich um insgesamt 10 Höfe bzw. 
Wohnhäuser in unmittelbarer Nähe zueinander. Man kann 
hier schon fast von einem Siedlungscharakter sprechen. 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Es handelt sich bei der Umgebung der Änderung eindeutig 
um Außenbereich gem. § 35 Baugesetzbuch (BauGB). 

Den Bedenken wird nicht 
gefolgt. Keine Änderung der 
Planung.  
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Schwer nachvollziehbar, warum die Bewohner der Bauern-
schaft mehr Schattenschlag und Schall (also weniger Min-
destabstand) hinnehmen müssen, als die Bewohner einer 
städtischen Siedlung. 
 

Dieser Raum ist für die Errichtung von Windkraftanlagen mit 
einer Privilegierung versehen (§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) Dies 
bedeutet, dass der Gesetzgeber diese baulichen Vorhaben 
diesem Raum „zuordnet“ und nicht dem Siedlungsraum oder 
Gewerbeflächen o. ä.  
Vor diesem Hintergrund kommt einer ländlichen Kommune 
wie der Gemeinde Wadersloh mit einem besonders hohen 
Anteil Außenbereich und offenen, intensiv genutzten Agrar-
flächen die Aufgabe und Verantwortung zu, für dichter besie-
delte oder naturräumlich ungeeignetere Räume Flächen für 
die Windenergie bereitzustellen.     
Durch diese gesetzliche Unterscheidung in den Raumkate-
gorien ergeben sich in den unterschiedlichen Planungszu-
sammenhängen differenzierte Grenz-, Richt- und Orientie-
rungswerte. Diese werden im immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren relevant, da erst dann der genaue 
Anlagentyp- und -konfiguration bestimmt sind.  
 
Beim hörbaren Schall sind die Richtwerte der TA Lärm (unter 
6.Immissionsrichtwerte, 6.1 Immissionsrichtwerte für Immis-
sionsorte außerhalb von Gebäuden) relevant und heranzu-
ziehen. Da Wohnen im Außenbereich keine dort aufgeführ-
ten Baugebietscharakter/-kategorie ist, werden die Richt-
werte zur Beurteilung von Lärm unabhängig davon, aber in 
Orientierung auf die Werte für d) in Kerngebieten, Dorfgebie-
ten und Mischgebieten angesetzt. Wohnen im Außenbereich 
besitzt aber trotz dieser Orientierung planungsrechtlich keine 
„Baugebietsqualität“ durch eine Darstellung im Flächennut-
zungsplan oder einen Bebauungsplan.    
 
Beim Schattenschlag wird nicht zwischen Wohnen im Au-
ßenbereich und in Siedlungen differenziert. Die „Hinweise 
zur Ermittlung und Beurteilung der optischen Immissionen 
von Windkraftanlagen Aktualisierung 2019 (WKA-Schatten-
wurfhinweise)“ der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immis-
sionsschutz (LAI) formuliert hierzu:  
„Eine erhebliche Belästigung durch periodischen 
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Schattenwurf liegt dann nicht vor, wenn sowohl die Immissi-
onsrichtwerte für die tägliche als auch die jährliche Beschat-
tungsdauer durch alle auf den maßgeblichen Immissionsort 
einwirkenden Windenergieanlagen unterschritten werden. 
[…] 
Bei der Genehmigung von Windenergieanlagen ist sicherzu-
stellen, dass der Immissionsrichtwert für die astronomisch 
maximal mögliche Beschattungsdauer von 30 Stunden pro 
Kalenderjahr nicht überschritten wird.  
Bei Einsatz einer Abschaltautomatik, die keine meteorologi-
schen Parameter berücksichtigt, ist durch diese auf die ast-
ronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer von 30 
Stunden pro Kalenderjahr zu begrenzen. Wird eine Abschalt-
automatik eingesetzt, die meteorologische Parameter be-
rücksichtigt (z. B. Intensität des Sonnenlichtes), ist auf die 
tatsächliche Beschattungsdauer von 8 Stunden zu begren-
zen. […] 
Der Immissionsrichtwert für die tägliche Beschattungsdauer 
beträgt 30 Minuten. In der Laborstudie der Universität Kiel [9] 
wurde festgestellt, dass bereits eine einmalige Einwirkung 
des Schattenwurfs von 60 Minuten zu Stressreaktionen füh-
ren kann. Aus Vorsorgegründen wird daher die tägliche Be-
schattungsdauer auf 30 Minuten begrenzt. Dieser Wert gilt 
bei geplanten Anlagen für die astronomisch maximal mögli-
che Beschattungsdauer, bei bestehenden Anlagen für die 
tatsächliche Schattendauer. Bei Überschreitung dieses 
Richtwertes an mindestens drei Tagen ist durch geeignete 
Maßnahmen die Begrenzung der täglichen Beschattungs-
dauer auf 30 Minuten zu gewährleisten.“ 
 

  1.9 Des Weiteren hat sich in Sachen Umwelt und Natur in den 
letzten Jahren in diesem Gebiet einiges getan. Dass der 
Gemeinderat seine Entscheidung zur Umwidmung des Ge-
bietes auf ein fast zwei Jahre altes privates Gutachten 
stützt, ist zweifelhaft. Hierzu ist ein entsprechendes Gutach-
ten von unabhängiger Stelle erforderlich. Die Anzahl an 
Raubvögeln (auch roter Milan) hat im letzten Jahr 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Das Gutachten wurde von einem anerkannten, unabhängi-
gen Fachbüro nach den gängigen Methodenstandards er-
stellt. Eine „augenscheinliche Zunahme“ ohne weitere Aus-
führungen bleibt als subjektive Wahrnehmung ohne fachliche 
Auswirkung. 

Den Bedenken wird nicht 
gefolgt. Keine Änderung der 
Planung.  
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augenscheinlich zugenommen. Durch viele neue Windräder 
im Umkreis wurden die Tiere immer weiter verdrängt und 
fliegen jetzt umso konzentrierter in unserem Bereich. 
 

  1.10 In einer Scheune an der Baseler Straße 14 nistet seit dem 
Frühjahr ein Schleiereulen-Paar. Lt dem Positionspapier 
zum Arten- und Habitatschutz der Naturschutzverbände 
NRW wäre hier ein Mindestabstand einzuhalten. 
 Ein Abschalten der Räder im Erntebetrieb oder bei Greifvo-
gelannäherung wird nach unserem Dafürhalten nicht ge-
schehen. Die Landwirte sind auch Nutznießer der Windrä-
der. Das Abschalten zur Ernte über mehrere Tage würde 
erheblichen finanziellen Verlust bedeuten. Die Abschaltung 
müsste somit lückenlos kontrolliert werden. Wer sollte das 
kontrollieren? 
Und wären die Strafen geringer als der Verlust durch Ab-
schalten? Wir sehen hier den Natur- und Artenschutz nicht  
ausreichend berücksichtigt. Ein weiterer Grund, der für ein 
Gutachten von offizieller Stelle spricht. 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Das Artenschutzgutachten wurde von einem unabhängigen 
Fachbüro auf der Basis der für NRW gültigen Leitfadens zur 
Umsetzung des Arten- und Habitatschutzes bei der Planung 
und Genehmigung von Windenergieanlagen in Nordrhein-
Westfalen (MUNV NRW & LANUV NRW 2024) erstellt. Die 
dort geregelten Abstandsempfehlungen wurden berücksich-
tigt. 
Der unterstellte Vorwurf der Nicht-Einhaltung von Abschal-
tungen im Erntebetrieb sowie die unterstellte mangelnde Un-
abhängigkeit des Gutachters stellen persönliche Meinungs-
äußerung dar, die durch nichts belegt wird. 

Den Bedenken wird nicht 
gefolgt. Keine Änderung der 
Planung.  
 

  1.11 Zusammenfassend kann man sagen, dass die geplanten 
Windräder ein zu hohes Risiko und zu hohe Beeinträchti-
gung durch Emissionen für die Anwohner, und einen zu gro-
ßen Einschnitt in Natur und Umwelt darstellen. Weiterhin 
hat der Kreis Warendorf sein Ziel an Windenergieerzeugung 
bereits mehr als erfüllt, d.h. es besteht keine Notwendigkeit 
zum Bau weiterer Windräder und auch keine Notwendigkeit 
zur Schaffung von weiteren Windgewinnungsgebieten, 
schon gar nicht derart nah an Wohnbebauungen. 
 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Die befürchteten Risiken und Beeinträchtigungen durch 
Emissionen für die Anwohner sind, wie unter lfd. Nr. 1.4 be-
schrieben, vor dem Hintergrund gutachterlicher Bewertun-
gen und Sicherung der Einhaltung von Grenz-, Richt- und 
Orientierungswerten in den jeweiligen Bereichen im nachge-
lagerten immissionsrechtlichen Genehmigungsverfahren 
nicht zu erkennen. 
Den befürchteten Einschnitten in Natur und Umwelt wurde im 
Zusammenhang mit dem Umweltbericht und den Arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrag nachgegangen und diese be-
wertet. Dort ist keine Bewertung zu dem Ergebnis eines nicht 
vertretbaren, zu großen Einschnittes in Natur und Umwelt ge-
kommen.  
Zu der Notwendigkeit der Ausweisung von weiteren Wind-
energiebereichen wurde ausführlich in der Abwägung zur 
Stellungnahme des Kreises Warendorf (Abwägungssynopse 
Behörden und Träger öffentlicher Belange lfd.-Nr. 15) 

Den Bedenken wird nicht 
gefolgt. Keine Änderung der 
Planung.  
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Stellung genommen. Hier sei nur noch mal darauf hingewie-
sen, dass es bei der Zielgröße der im Regionalplan für den 
Kreis Warendorf und die Gemeinde Wadersloh ausgewiese-
nen Windenergiebereiche (WEB) um ein „Mindestmaß“ zur 
Ausweisung und Sicherung von Flächen für die Windenergie 
vor dem Hintergrund der nationalen sicherheits- und klima-
politischen Zielsetzung geht (was aus § 2 Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz EEG deutlich hervorgeht). Es wird an mehreren 
Stellen in den geänderten Gesetzen darauf hingewiesen, das 
Kommunen darüber hinaus planen und Flächen für Wind-
energie ausweisen können. Vor diesem Hintergrund kommt 
einer ländlichen Kommune wie der Gemeinde Wadersloh mit 
einem besonders hohen Anteil Außenbereich und offenen, 
intensiv genutzten Agrarflächen die Aufgabe und Verantwor-
tung zu, für dichter besiedelte oder naturräumlich ungeeigne-
tere Räume Flächen für die Windenergie bereitzustellen.     
 

  1.12 Die Tatsache, dass einige Landwirte und Investoren im Al-
leingang und hinter verschlossenen Türen bereits Geld in-
vestiert haben, ist als unternehmerisches Risiko zu betrach-
ten, auch wenn es sich hierbei z.T. um Mitglieder des Ge-
meinderates oder deren Angehörige handelt. 
Wir fordern den Gemeinderat daher auf, das Gebiet als 
Landschaftsschutzgebiet zu belassen. 
 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
Es ist richtig, dass mit der Errichtung von Windkraftanlagen 
unternehmerische Risiken verbunden sind. Diese Situation 
ist aber vor dem Hintergrund der nationalen, regionalen und 
örtlichen Zielsetzungen der angestrebten Umstellung und 
Dekarbonisierung der Stromerzeugung zu sehen und zu be-
werten. Mit den Beschleunigungs- und Erleichterungsgeset-
zen 2022 und der damit verbundenen Veränderung des Pla-
nungsregimes bezüglich der regenerativen Energieerzeu-
gung ist die Aufforderung der Ermöglichung über das Pla-
nungsrecht verbunden. Die Möglichkeit der Positivplanung 
für Windkraftanlagen wurde dabei noch mal bekräftigt. Sie 
bestand auch schon zu Zeiten der früheren Konzentrations-
zonenplanung. Nun liegen Planungen für die regenerativen 
Energieerzeugung gem. § 2 EEG „im überragenden öffentli-
chen Interesse und dienen der öffentlichen Gesundheit und 
Sicherheit. Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu 
treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien als 
vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutz-
güterabwägungen eingebracht werden.“ Diesen 

Den Bedenken wird nicht 
gefolgt. Keine Änderung der 
Planung.  
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Zielsetzungen und der Leitlinie in der Abwägung sieht sich 
die Gemeinde Wadersloh verbunden. Sie tut dies vor dem 
Hintergrund, dass die südliche Teilfläche aufgrund ihrer Lage 
am Rande des Landschaftsschutzgebietes und der Relevanz 
ihrer geringen Größe dem Schutzzweck des Landschafts-
schutzgebietes nicht widerspricht. Der Umweltbericht zur 34. 
Änderung des Flächennutzungsplanes (S.48ff.) führt hierzu 
aus:     
„Das BNatSchG trifft in § 1, Abs. 3 Nr. 4 die Aussage, dass 
zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Naturhaushalts insbesondere „Luft und Klima 
auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu schützen [sind]; dies gilt insbesondere für 
Flächen mit günstiger lufthygienischer oder klimatischer Wir-
kung wie Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete, Luftaus-
tauschbahnen oder Freiräume im besiedelten Bereich; dem 
Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung insbesondere 
durch zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien kommt 
eine besondere Bedeutung zu. Gerade der letzte Halbsatz 
unterstreicht, dass der Gesetzgeber den Ausbau der erneu-
erbaren Energien in einem engen Zusammenhang mit der 
Erhaltung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes sieht. 
Gemessen an der Gesamtgröße des Landschaftsschutzge-
bietes von etwa 646,5 ha nimmt sich der betroffene Anteil 
von 3,02 ha (Teilbereich 1) mit ca. 0,45 % vergleichsweise 
gering aus.  
Auch handelt es sich hinsichtlich der Biotopausstattung im 
Wesentlichen um intensiv genutzte Ackerflächen und nur ei-
nen sehr geringen Anteil Waldfläche, die zudem nicht direkt 
beim Bau einer Windenergieanlage betroffen wäre.  
Es besteht ferner eine Vorbelastung des Landschaftsraum im 
erweiterten Umfeld durch bestehende Windenergieanlagen.  
Der Schutzzweck für das LSG „Höhenrücken bei Basel“ wird 
wie folgt begründet:  
- wegen seiner bewaldeten Hänge,  
- wegen seiner alten Eichenreihen im Nordteil,  
- wegen seiner vorhandenen Kleinwälder und Hecken,  
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- wegen seiner vorhandenen Kleingewässer“.  
Hierzu ist anzumerken, dass keine der genannten Strukturen 
bei einer Umsetzung der Planung unmittelbar berührt wer-
den.  
Aus dem zuvor Geschilderten geht hervor, dass durch eine 
Ausweisung einer Sonderbaufläche die Festsetzungen und 
der Schutzzweck des Landschaftsschutzgebietes „Höhenrü-
cken bei Basel“ nicht oder zumindest nicht über Gebühr be-
einträchtigt werden.  
Auch nach dem Inkrafttreten des Regionalplans und dem Er-
reichen des Teilflächenziels besteht weiterhin gemäß § 2 
EEG ein überragendes öffentliches Interesse am Bau und 
Betrieb von Anlagen [der erneuerbaren Energien] sowie den 
dazugehörigen Nebenanlagen. Sie dienen demnach der öf-
fentlichen Gesundheit und Sicherheit. Bis die Stromerzeu-
gung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen 
die erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die je-
weils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen einge-
bracht werden. sowie unter Abwägung der geschilderten 
Sachverhalte sowie unter Berücksichtigung der in der Be-
gründung zur Flächennutzungsplan-Änderung (DREES & 
HUESMANN 2025a) ausgeführten Alternativenprüfung (vgl. 
hierzu auch Kapitel 6) werden die Auswirkungen der Planung 
auf das bestehende Landschaftsschutzgebiet „Höhenrücken 
bei Basel“ insgesamt als mit dem Landschaftsschutz und den 
Schutzzwecken des Landschaftsschutzes vereinbar einge-
stuft.“ 
 

  1.13 Eine Durchschrift des Schreibens gehen an den Landrat 
Warendorf und an die Bezirksregierung Münster 
 

Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

Kein Beschluss erforderlich 


